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1. EINLEITUNG

Das Programm Kultur
 ist ein auf mehrere Jahre angelegtes einheitliches Programm für Maßnahmen der Gemeinschaft im kulturellen Bereich, das Kulturschaffenden aller Sektoren (nicht-audiovisueller Bereich) und Kategorien offen steht.

Dieses Programm beruht auf Artikel 151 EG-Vertrag, der bestimmt, dass die Gemeinschaft einen Beitrag zur Entfaltung der Kulturen der Mitgliedstaaten unter Wahrung ihrer nationalen und regionalen Vielfalt sowie gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes leistet.

Allgemeines Ziel des Programms ist die Förderung des allen Europäern gemeinsamen und auf einem gemeinsamen kulturellen Erbe beruhenden Kulturraums. Hierzu muss die kulturelle Zusammenarbeit zwischen Kulturschaffenden, Kulturakteuren und kulturellen Einrichtungen aller am Programm teilnehmenden Länder gefördert werden, damit das Bewusstsein für eine EU‑Bürgerschaft gestärkt wird.

Das Programm Kultur umfasst drei spezifische Ziele:

- Förderung der transnationalen Mobilität der Kulturakteure (Mobilität im Hinblick auf die Schaffung gemeinsamer Projekte der beteiligten Partner);
- Förderung grenzüberschreitender Weitergabe künstlerischer und kultureller Werke und Produkte (die Mobilität kultureller Werke umfasst materielle wie immaterielle Kunstwerke);

- Förderung des interkulturellen Dialogs (als Austausch auf der Grundlage der Offenheit und Gleichberechtigung zwischen den Kulturen führt der interkulturelle Dialog zu gegenseitiger Bereicherung und Suche nach gemeinsamen Werten und Sichtweisen. Außerdem kann er eine wichtige Rolle insbesondere für die Integration der neuen europäischen EU-Bürger unterschiedlicher kultureller Abstammung spielen.)
Diese spezifischen Ziele sollen in erster Linie dazu beitragen, den gemeinsamen Raum der Kultur für die Menschen in Europa Wirklichkeit werden zu lassen, das Gefühl der Zugehörigkeit zu stärken und auch im kulturellen Sinn eine EU-Bürgerschaft zu schaffen. Weiter soll auch die Rolle der „europäischen Kultur“ in der Welt gestärkt werden (etwa durch den Export von Projekten/Kunstwerken in andere Kontinente oder durch den kulturellen Dialog mit anderen Kontinenten).
Das neue Programm Kultur geht über einen rein sektoralen Ansatz (wie bei den Kulturprogrammen der früheren Generationen) hinaus und verfolgt ein interdisziplinäres Konzept. Dabei soll eine verstärkte Kooperation zwischen den Kulturakteuren gefördert werden, indem verschiedene Arten von Kooperationsprojekten zwischen unterschiedlichen Sektoren angeregt werden. Das aktuelle Programm steht allen nicht-audiovisuell arbeitenden Kultursektoren und -akteuren einschließlich Unternehmen im Kulturbereich offen, soweit diese in einer nicht auf Erwerb ausgerichteten Funktion tätig sind.
2. ZIELE

2.1 Allgemeine Ziele

Buch und Literatur spielen in der Kultur und bei der Entdeckung des Anderen eine privilegierte Rolle. Abgesehen von der Förderung der Übersetzung literarischer Werke
 gibt es auf europäischer Ebene kaum Literaturförderinitiativen. Zweck dieses Preises ist die Schaffung einer Maßnahme, mit der der Reichtum des zeitgenössischen europäischen Literaturschaffens (Belletristik) deutlich herausgestellt werden kann.
Mittels dieser Aufforderung soll eine Einrichtung ausgewählt werden, die in der Lage ist, 2008 die Verleihung eines Preises der Europäischen Union im Literaturbereich auszurichten. Mit ausdrücklicher Zustimmung der Kommission könnte diese Einrichtung mit den anschließenden Preisverleihungen in den Jahren 2009 bis 2013 beauftragt werden. 
2.2 Spezifische Ziele

Gemäß Aktionsbereich 1.3 „Sondermaßnahmen“ des Programms soll mit dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen eine Stelle ausgewählt werden, die die jährlich stattfindende Verleihung eines Europäischen Preises für zeitgenössische Literatur vorbereitet und ausrichtet.

Die ausgewählte Einrichtung berücksichtigt folgende Punkte:

a) Auswahl neuer europäischer Talente der zeitgenössischen Literatur (Belletristik) aus allen am Programm Kultur teilnehmenden Ländern und Förderung in den Teilnahmeländern außerhalb ihres Heimatlands.
b) Benennung einer anerkannten Persönlichkeit der europäischen Literatur, die die Rolle des Botschafters für diesen Preis übernimmt. Sie hat die Aufgabe, die unter Buchstabe a) genannten neuen Talente zu begleiten und zu fördern.
c) Ausrichtung einer entsprechenden Preisverleihung, mit der für die Sichtbarkeit dieser Initiative und ihrer europäischen Dimension gesorgt werden soll.
Im Einzelnen ist Folgendes vorgesehen: 

- Die neuen europäischen Talente sind auf nationaler Ebene nach Modalitäten zu benennen, die je nach Land variieren und mit den beteiligten Kreisen (Verlagsorganisationen, Akademien oder Schriftstellervereinigungen, Kritikerpreisgerichten, Beteiligung von Lesern usw.) abzustimmen sind. Die benannten Bücher müssen in den drei Jahren vor dem Preis veröffentlicht worden sein. Diese Werke müssen von Autoren verfasst worden sein, von denen noch kein Werk in mehr als eine begrenzte Anzahl von europäischen Sprachen übersetzt wurde; diese Anzahl wird von der sich bewerbenden Einrichtung nach Konsultation der beteiligten Fachkreise festgelegt. Anhand dieser Anzahl von Sprachen muss es möglich sein, aufstrebende Autoren zu finden, die auf nationaler Ebene und gegebenenfalls in mehreren Ländern Europas bekannt sind, auf europäischer Ebene jedoch noch keine nennenswerte Verbreitung erfahren haben. Diese Werke werden sodann im Rahmen einer breit beachteten Veranstaltung, an der auch die europäische Öffentlichkeit teilnimmt, kollektiv „prämiert“.
Damit die ausgewählten Autoren stärker wahrgenommen werden und alle am Programm „Kultur“ teilnehmenden Länder über einen Zeitraum von zwei Jahren daran teilnehmen können, werden jedes Jahr Bücher aus der Hälfte der teilnehmenden Länder ausgewählt.
Der Preis beinhaltet eine Anerkennung des Autors in Form eines pauschalen Geldbetrags. Die Höhe des Betrags wird von der sich bewerbenden Einrichtung festgelegt. Der Beschluss über die Vergabe des Preises an die Autoren muss aufgrund der Empfehlungen des jeweiligen nationalen Auswahlgremiums erfolgen. 

- Als Beitrag zur Feier der europäischen Literatur und zur Förderung der prämierten Autoren muss auch einer großen europäischen Persönlichkeit ein Preis für ihr Werk verliehen werden. Diese Persönlichkeit wird nach einem Mechanismus bestimmt, der von der kandidierenden Einrichtung festgelegt wird; an diesem Mechanismus werden in geeigneter Weise renommierte Autoren wie auch Persönlichkeiten aus der Verlagswelt beteiligt. In den Auswahlkriterien müssen sich die Qualität seines Werks und sein Beitrag zum Europagedanken niederschlagen. 

Die prämierte Persönlichkeit muss auch bereit sein, in bestimmten entscheidenden Augenblicken der Förderung neuer Talente eine Rolle zu spielen: Preisverleihung und Teilnahme an einer begrenzten Anzahl großer Ereignisse in den zwölf Monaten nach der Preisverleihung unter Würdigung des Beitrags der Literatur zur zeitgenössischen europäischen Kultur (Konferenzen, Festivals, Messen).
Der Preis beinhaltet eine Anerkennung des Autors in Form eines pauschalen Geldbetrags. Die Höhe des Betrags wird von der sich bewerbenden Einrichtung festgelegt
Die Auswahl der bekannten Persönlichkeit und der neuen Talente muss unter dem Gesichtspunkt ihrer europäischen Dimension die größtmögliche Außenwirkung haben.
Alle mit der Ausrichtung und Verleihung des Preises verbundenen Tätigkeiten und Erfolge sollen möglichst intensiv beworben werden, beispielsweise durch Veröffentlichungen, Aushänge, Presseberichte in den Printmedien, Hörfunk und Fernsehen und eine Teilnahme ausgewählter Bücher an Buchmessen und Literaturfestivals. Der Veranstalter ist gehalten, Namen und Emblem der Europäischen Kommission sichtbar in allen Veröffentlichungen, Aushängen, Programmen und anderen Produkten aufzuführen, die durch Finanzhilfen der Gemeinschaft zustandegekommen sind (siehe auch Ziffer 11.2)
Die Europäische Kommission wird an der Preisverleihungsveranstaltung beteiligt und überreicht die Preise. 

3. ZEITPLAN UND FÖRDERZEITRAUM
Im Rahmen des Programms Kultur soll mit der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen die Ausrichtung von Veranstaltungen zur jährlichen Verleihung von Preisen für zeitgenössische Literatur ab 2008 gefördert werden. 

Der erfolgreiche Bewerber wird die Organisation des EU-Preiswettbewerbs 2008 übernehmen. Mit ausdrücklicher Zustimmung der Kommission, die sich auf die Bewertung der Vorbereitung und Ausrichtung des jeweils vorangehenden Preiswettbewerbs stützt, darf er ebenfalls die folgenden Preisverleihungen (bis 2013) gestalten.

Bewerbungen um die Organisation des Preises 2008 müssen der Kommission spätestens am 12. Oktober 2007 zugehen (bitte lesen Sie zum Thema Modalitäten der Einreichung der Bewerbung aufmerksam Ziffer 12.3 dieser Aufforderung)
.

Die zu kofinanzierende Maßnahme zur Organisation des Preises 2008 muss spätestens am 15. März 2008 beginnen. Der Förderzeitraum beginnt am Tag der Unterzeichnung der Vereinbarung durch die letzte der beiden Parteien. Sofern der Begünstigte nachweisen kann, dass der Beginn der Maßnahme vor der Unterzeichnung der Vereinbarung notwendig war, so können auch vor der Unterzeichnung der Vereinbarung angefallene Ausgaben genehmigt werden. Der Beginn des Förderzeitraums kann auf keinen Fall vor dem Zeitpunkt der Antragstellung liegen
. Vor dem 1. Januar 2008 getätigte Ausgaben werden nicht berücksichtigt.

Jede Gemeinschaftsvereinbarung umfasst einen Förderzeitraum von höchstens 12 Monaten. Stellt der Begünstigte jedoch nach Unterzeichnung der Vereinbarung und nach Beginn des Projekts fest, dass es aus stichhaltigen Gründen, auf die er keinen Einfluss hat, unmöglich wird, das Projekt im vorgesehenen Zeitraum abzuschließen, so kann eine Verlängerung des Förderzeitraums gewährt werden. Eine Verlängerung von höchstens drei zusätzlichen Monaten wird gewährt, wenn sie innerhalb der in der Vereinbarung angegebenen Fristen schriftlich beantragt wird. Die Höchstlaufzeit beträgt damit dann 15 Monate. 

Das Ergebnis des Auswahlverfahrens wird voraussichtlich bis zum Ende des vierten Quartals 2007 bekanntgegeben.

Die Vereinbarung wird voraussichtlich im ersten Quartal 2008 unterzeichnet.
4. VERFÜGBARE MITTEL

Im Rahmen dieser Maßnahme stehen Haushaltsmittel in Höhe von maximal 200 000 EUR für die Vorbereitung und Ausrichtung jeder einzelnen jährlichen Preisverleihung (einschließlich der Preisgelder für die Preisverleihung/lobende Erwähnung) zur Verfügung. Dieser Beitrag darf 60 % der gesamten zuschussfähigen Kosten für Vorbereitung und Durchführung jedes einzelnen vom ausgewählten Antragsteller vorgeschlagenen Preiswettbewerbs nicht übersteigen
.

Die Gemeinschaftsunterstützung wird unter dem Vorbehalt gewährt, dass die administrativen und finanziellen Verfahren ordnungsgemäß abgewickelt werden.

Die hier genannten Beträge gelten vorbehaltlich der Bereitstellung der nötigen Mittel durch die Haushaltsbehörde. 
Die Europäische Kommission behält sich vor, nicht alle verfügbaren Mittel einzusetzen
5. FÖRDERKRITERIEN
Die Anträge, die die nachstehenden Kriterien erfüllen, werden einer ausführlicheren Bewertung unterzogen.
5.1 Förderfähige Einrichtungen

Einen Antrag stellen können öffentliche oder private Einrichtungen mit eigener Rechtsform, die  im Bereich der Literatur tätig sind und nachweislich über eine Erfahrung von mindestens zwei Jahren in der Organisation einschlägiger Veranstaltungen auf europäischer Ebene verfügen.
5.2 Infrage kommende Länder

Zulässig sind Anträge von Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit und Sitz in einem der nachfolgenden Länder:

- den 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union am 1. Januar 2007 (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Zypern);
- den drei EWR-Staaten (Norwegen, Island, Liechtenstein)
;
- den EU-Kandidatenländern (Türkei, Kroatien, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien)
;
- den Ländern des westlichen Balkans (Albanien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Serbien einschließlich Kosovo (gemäß Resolution 1244 des UN-Sicherheitsrats))
.
5.3 Zulässige Vorschläge

Es werden nur Vorschläge berücksichtigt, die unter Verwendung des vollständig ausgefüllten und unterzeichneten (Originalunterschriften erforderlich) amtlichen Antragsformblatts eingereicht werden und innerhalb der angegebenen Fristen eingehen.

Dem Antrag sind ein offizielles Schreiben der Antrag stellenden Einrichtung, die Nachweise für die finanzielle und fachliche Leistungsfähigkeit sowie alle anderen im Antragsformular geforderten Unterlagen beizufügen.

Der Antrag muss einen Finanzplan enthalten, in dem Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen sind, wobei der Höchstsatz von 60 % für die gemeinschaftliche Kofinanzierung nicht überschritten werden darf.
Der Antrag muss klare und präzise Zielsetzungen beinhalten. Der für die Durchführung veranschlagte Zeitraum muss realistisch sein und darf die im Rahmen der vorliegenden Aufforderung vorgesehene Dauer nicht überschreiten. Im Antrag sind Beginn und Ende jeder Aktion genau anzugeben.

Alle anderen Bedingungen in Ziffer 12 dieser Aufforderung müssen ebenfalls erfüllt sein.

Nicht berücksichtigt werden:

- Anträge, die von natürlichen Personen eingereicht werden,
- Anträge für dieselbe Aktion, die im Rahmen eines anderen Gemeinschaftsprogramms bezuschusst werden.
6. AUSSCHLUSSKRITERIEN

Der Antragsteller muss bestätigen, dass keiner der in den Artikeln 93 und 94 der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates) dargelegten und nachstehend aufgeführten Fälle auf ihn zutrifft.

Von der Teilnahme an der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ausgeschlossen werden Antragsteller,

a)
die sich im Konkursverfahren, in Liquidation oder im gerichtlichen Vergleichsverfahren befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben oder sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage befinden;

b)
die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft worden sind, welche ihre berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellen;
c)
die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen haben, welche vom Auftraggeber nachweislich festgestellt wurde;

d)
die ihrer Pflicht zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen, Steuern oder sonstigen Abgaben nach den Rechtsvorschriften des Landes ihrer Ansässigkeit bzw. Niederlassung, des Landes des öffentlichen Auftraggebers oder des Landes der Auftragserfüllung nicht nachgekommen sind;

e)
die rechtskräftig wegen Betrugs, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung oder einer anderen gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaften gerichteten Handlung verurteilt worden sind;

f)
bei denen im Zusammenhang mit einem anderen Auftrag oder einer Finanzhilfe aus dem Gemeinschaftshaushalt eine schwere Vertragsverletzung wegen Nichterfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen festgestellt worden ist.

Keine Finanzhilfe können Antragsteller erhalten, die zum Zeitpunkt des Verfahrens der Finanzhilfevergabe

a)
sich in einem Interessenkonflikt befinden;

b)
im Zuge der Mitteilung der von der Vergabestelle für die Teilnahme an der Vergabe von Finanzhilfen verlangten Auskünfte falsche Erklärungen abgegeben oder die verlangten Auskünfte nicht erteilt haben.

Gemäß den Artikeln 93 bis 96 der Haushaltsordnung können gegenüber Antragstellern, die sich falscher Erklärungen schuldig gemacht oder offensichtlich gegen ihre vertraglichen Verpflichtungen im Rahmen eines früheren Vergabeverfahrens verstoßen haben, verwaltungsrechtliche oder finanzielle Sanktionen verhängt werden.

Zur Einhaltung dieser Bestimmungen muss der Bewerber eine ehrenwörtliche Erklärung abgeben, in der er bestätigt, dass er sich nicht in einer der in den Artikeln 93 und 94 der Haushaltsordnung genannten Situationen befindet
.

7. AUSWAHLKRITERIEN

Anhand der Auswahlkriterien wird die Fähigkeit des Antragstellers beurteilt, die vorgeschlagene Maßnahme vollständig durchzuführen.

Der Antragsteller muss über stabile und ausreichende Finanzierungsquellen verfügen, damit er seine Tätigkeit während der Dauer der Durchführung der Tätigkeit aufrechterhalten und sich an ihrer Finanzierung beteiligen kann. Er muss über die für die Durchführung der vorgeschlagenen Maßnahme bzw. des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms nötigen Fachkenntnisse und beruflichen Qualifikationen verfügen
.

Antragsteller müssen eine ausgefüllte und unterzeichnete ehrenwörtliche Erklärung vorlegen, in der bescheinigt wird, dass sie eine juristische Person und finanziell und organisatorisch in der Lage sind, die vorgeschlagenen Tätigkeiten durchzuführen
.

7.1 Operative Leistungsfähigkeit
Für die Bewertung der operativen Leistungsfähigkeit muss der Antragsteller zusammen mit dem Antrag folgende Unterlagen vorlegen:

- Lebensläufe der Person(en), die für die Ausrichtung des Preiswettbewerbs zuständig ist/sind, mit Angabe ihres gesamten beruflichen Werdegangs
;

- einen Tätigkeitsbericht mit insbesondere einer Liste der vom Antragsteller und gegebenenfalls von den Partnern bereits durchgeführten Projekte aus dem Bereich dieser Aufforderung.

7.2 Finanzielle Leistungsfähigkeit
Zur Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit muss der Antragsteller zusammen mit dem Antrag folgende Unterlagen vorlegen:

- Gewinn- und Verlustrechnungen der Antrag stellenden Organisation und Jahresabschlüsse der letzten zwei abgeschlossenen Geschäftsjahre;

- das vom Antragsteller ausgefüllte und von der Bank bestätigte Formular „Finanzangaben“ (Originalunterschriften erforderlich).

Bei öffentlichen Einrichtungen und internationalen Organisationen entfällt die Überprüfung der finanziellen Leistungsfähigkeit
.

N. B: Kommt die Kommission aufgrund der vorgelegten Dokumente zu dem Schluss, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit nicht ausreicht, kann sie: 

· den Antrag ablehnen;

· weitere Auskünfte verlangen;

· eine Sicherheit fordern (siehe Punkt 9.3);

· eine Finanzhilfevereinbarung ohne Vorfinanzierung anbieten.

8. VERGABEKRITERIEN

Die zulässigen Anträge werden anhand der nachstehenden Kriterien beurteilt:

A.
Erfüllung der unter Ziffer 2 genannten Ziele (0-5 Punkte)
· Art und Angemessenheit der Partnerschaften und Mechanismen zur Auswahl von auf nationaler Ebene zu prämierenden Büchern;
· Art und Angemessenheit der Kriterien und Mechanismen zur Benennung der für ihr Werk zu prämierenden europäischen Persönlichkeit;
· Angemessenheit des Konzepts für die Preisverleihungsveranstaltung.
B.
Erfahrung und Mobilisierungsfähigkeit im Bereich Literatur auf europäischer Ebene (0-5 Punkte)
· Erfahrung bei der Veranstaltung ähnlicher Initiativen im Bereich der zeitgenössischen Literatur auf europäischer Ebene;
· Fähigkeit, den Buchsektor insgesamt (Schriftsteller, Übersetzer, Verleger, Buchhändler, Bibliothekare, Leser) und auf europäischer Ebene zu mobilisieren, um die Wirkung der Unternehmung zu steigern.
C.
Projektmanagement (0-5 Punkte)
· Fähigkeit zur Organisation, Koordinierung und Ausrichtung der Preisverleihungsveranstaltungen, insbesondere der Auswahl auf nationaler Ebene, in Übereinstimmung mit den Zielen der vorliegenden Aufforderung;
· Qualität des Arbeitsplans und der Planung einschließlich der Entscheidungsstrukturen und der Organisation möglicher Partner;
· Zweckmäßigkeit der Mittelausstattung im Hinblick auf die geplanten Aktivitäten.
D.
Kommunikations- und Öffentlichkeitswirkungsplan (0-5 Punkte)
Ausmaß der Öffentlichkeitswirkung, Verbreitung und Nutzung der geplanten Maßnahmen, wird anhand nachstehender Kriterien bewertet:

· Förderung der geplanten Maßnahmen insbesondere durch Nutzung verschiedener Medien (Website, Zeitschriften, Broschüre, Printmedien, Hörfunk, Fernsehen usw.) zur Werbung für die Maßnahmen bei den EU-Bürgern;
· Ausmaß der Öffentlichkeitswirkung der Europäischen Kommission in den verschiedenen Werbeinstrumenten und bei der Preisverleihungsveranstaltung;
· Relevanz und Qualität des „Medienplans“ in Bezug auf die geplanten Maßnahmen und das Zielpublikum;
· Anzahl der Personen, die (direkt oder indirekt) von den geplanten Aktivitäten erreicht werden (Zielgruppen/Begünstigte, Besucher, Anzahl der Teilnehmer, der Leser usw.).
Die Projekte werden von einem internen Bewertungsausschuss der Europäischen Kommission bewertet. Die Projekte mit einer Punktezahl von mindestens 4 unter Kriterium A und einer Gesamtpunktezahl von mindestens 14 werden nach Rangfolge in einer Liste eingestuft. An Hand dieser Liste beschließt die Kommission über die Vergabe der Finanzhilfe.
9. FINANZIELLE BEDINGUNGEN

Mit der Bewilligung eines Antrags verpflichtet sich die Kommission nicht, eine finanzielle Unterstützung in der von der begünstigten Organisation beantragten Höhe zu gewähren. Die Gewährung einer Finanzhilfe begründet keinen Anspruch für die nachfolgenden Jahre.

Die Finanzhilfe der Kommission übersteigt keinesfalls 60 % der gesamten zuschussfähigen Ausgaben.

Die Finanzhilfe der Gemeinschaft ist gedacht als Anreiz zur Verwirklichung von Projekten, die ohne die finanzielle Unterstützung durch die Gemeinschaft nicht durchgeführt werden können, und sie beruht auf dem Grundsatz der Kofinanzierung. Sie ergänzt den finanziellen Eigenbeitrag des Antragstellers und/oder nationale, regionale oder private Unterstützung, die der Antragsteller von anderer Seite erhält. 

Der gewährte Betrag darf nicht über dem beantragten Betrag liegen.

Finanzhilfeanträge müssen einen detaillierten Finanzplan enthalten, in dem sämtliche Beträge in Euro anzugeben sind. Antragsteller aus Ländern, die nicht zur Eurozone gehören, müssen die Umrechnungskurse verwenden, die zum Datum der Veröffentlichung dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, veröffentlicht wurden.

Der dem Antrag beigefügte maßnahmenbezogene Finanzplan muss in Ausgaben und Einnahmen ausgeglichen sein und die für eine Finanzierung aus dem Gemeinschaftshaushalt in Betracht kommenden Kosten klar ausweisen
.
Die Antrag stellende Einrichtung gibt alle sonstigen Quellen und Beträge der Finanzhilfen an, die sie in dem betreffenden Rechnungsjahr für dieselbe Maßnahme oder andere Maßnahmen oder im Rahmen ihrer laufenden Tätigkeiten erhält bzw. beantragt
.

Mit der Finanzhilfe der Kommission darf der Empfänger keinen Gewinn anstreben oder erzielen. Unter Gewinn ist ein Überschuss der Einnahmen gegenüber den Ausgaben zu verstehen. Jeder Überschuss bewirkt eine entsprechende Kürzung des Finanzhilfebeitrags
.

Das vom Empfänger angegebene Konto oder Unterkonto muss es erlauben, die von der Kommission überwiesenen Beträge zu identifizieren. Erzeugen die auf dieses Konto überwiesenen Beträge Zinsen oder andere vergleichbare Erträge nach dem Recht des Landes, in dem das Konto geführt wird, zieht die Kommission diese Zinsen oder Erträge ein, sofern sie aus der Vorauszahlung resultieren.
9.1 Zahlungsmodalitäten

Bei endgültiger Billigung durch die Kommission wird zwischen der Kommission und dem Empfänger eine Finanzhilfevereinbarung geschlossen, die auf Euro lautet und die Bedingungen sowie die Höhe der Finanzierung festlegt. Diese Vereinbarung (Original) ist unverzüglich zu unterzeichnen und an die Kommission zurückzusenden. Die Kommission unterzeichnet als letzte Partei. Innerhalb von 45 Tagen nach dem Datum, an dem die Vereinbarung von beiden Parteien unterzeichnet worden ist, wird an den Finanzhilfeempfänger eine Vorauszahlung von 70 % geleistet, sofern alle ggf. erforderlichen Sicherheiten vorliegen. Die Vorauszahlung soll die Liquidität des Empfängers gewährleisten. 
Der dem Finanzhilfeempfänger zu zahlende endgültige Betrag wird von der Kommission anhand der Abschlussberichte festgelegt. Liegen die tatsächlich von der Organisation während der Projektdauer verauslagten zulässigen Kosten unter den vorgesehenen Ausgaben, berechnet die Kommission ihren Finanzierungsanteil nach den tatsächlich angefallenen Kosten; der Empfänger muss dann gegebenenfalls die von der Kommission im Rahmen der Vorauszahlungen bereits überwiesenen überschüssigen Mittel zurückerstatten. 

9.2 Rechnungsprüfungsbericht

Für jede Zahlung kann auf der Grundlage einer Analyse der Risiken des Finanzmanagements eine externe Rechnungsprüfung durch einen zugelassenen Rechnungsprüfer verlangt werden. Der Prüfbericht ist dem Zahlungsantrag beizufügen; er muss bescheinigen, dass die betreffenden Aufstellungen korrekt und ordnungsgemäß und durch die entsprechenden Unterlagen belegt sind.
9.3 Sicherheit

Die Kommission kann von jeder Einrichtung, die eine Finanzhilfe erhält, im Voraus die Vorlage einer Sicherheit verlangen, um die finanziellen Risiken aufgrund der Vorauszahlung zu begrenzen.

Ihr Zweck besteht darin, die Einrichtung, den Dritten oder die anderen Empfänger unwiderruflich selbstschuldnerisch und auf erste Anforderung für die Verbindlichkeiten des Auftragnehmers haftbar zu machen.

Die auf Euro lautende Sicherheit wird von einer Bank oder einem zugelassenen Finanzinstitut mit Sitz in einem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union gestellt.

Die Sicherheit kann durch die selbstschuldnerische Bürgschaft eines Dritten oder auch durch die gesamtschuldnerische Bürgschaft der Empfänger einer Finanzhilfe, die Partei derselben Finanzhilfevereinbarung sind, ersetzt werden. 

Die Freigabe der Sicherheit erfolgt im Zuge der Verrechnung der Vorauszahlung mit den Zwischenzahlungen bzw. der Zahlung des Restbetrags, die nach Maßgabe der Finanzhilfevereinbarung an den Empfänger geleistet werden.

9.4 Doppelfinanzierung

Die geförderten Projekte dürfen keine sonstige gemeinschaftliche Finanzierung für die gleiche Aktivität erhalten
.

9.5 Zuschussfähige Kosten

Im Sinne der vorliegenden Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zuschussfähig sind Kosten:

-
die für die Durchführung der im vorläufigen Finanzplan der Vereinbarung vorgesehenen Maßnahme/des Projekts notwendig, für den Abschluss der Maßnahme/des Projekts erforderlich und angemessen sind, den Grundsätzen einer guten Finanzverwaltung entsprechen und insbesondere ein angemessenes Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweisen;

-
die während der in der Vereinbarung festgelegten Laufzeit der Maßnahme/des Projekts anfallen;

-
die dem Empfänger tatsächlich entstanden, in den Büchern des Empfängers gemäß den für ihn geltenden Buchführungsregeln verbucht und Gegenstand der vorgeschriebenen Erklärungen gemäß den geltenden Steuer- und Sozialversicherungsvorschriften sind;

-
die identifizierbar und überprüfbar sind und durch entsprechende Belege nachgewiesen werden.

Die internen Buchführungs- und Rechnungsprüfungsverfahren des Empfängers müssen eine unmittelbare Verknüpfung der aufgeführten Ausgaben und Einnahmen im Rahmen der Maßnahme/des Projekts mit den entsprechenden Buchungsposten und Belegen erlauben.

Zuschussfähige direkte Kosten

Die zuschussfähigen direkten Kosten der Maßnahme/des Projekts sind Kosten, die unter Beachtung der genannten Bedingungen für die Zuschussfähigkeit als ureigene Kosten aus der Maßnahme identifiziert werden können, in unmittelbarem Zusammenhang mit der Durchführung stehen und ihr somit unmittelbar zuzuordnen sind. Es können insbesondere die nachstehend aufgeführten direkten Kosten geltend gemacht werden, sofern sie den im vorstehenden Absatz genannten Kriterien entsprechen:

- Aufwendungen für das für die Maßnahme/das Projekt abgestellte Personal; maßgeblich sind die tatsächlichen Arbeitsentgelte zuzüglich der Sozialabgaben und weiterer in die Vergütung eingehender Kosten, sofern diese nicht die Durchschnittswerte der üblichen Gehalts- bzw. Lohnpolitik des Empfängers bzw. seiner Partner überschreiten. Anmerkung: Bei diesen Kosten muss es sich unbedingt um dem Empfänger tatsächlich entstandene Kosten handeln. Personalkosten anderer Einrichtungen sind nur zuschussfähig, wenn sie vom Empfänger unmittelbar gezahlt oder erstattet werden;

- Reise- und Aufenthaltskosten des an der Maßnahme/dem Projekt beteiligten Personals (etwa für Sitzungen, europäische Begegnungen usw.), soweit diese den Gepflogenheiten des Empfängers oder ggf. seiner Partner in Bezug auf Reise- und Aufenthaltskosten entsprechen und die von der Kommission jährlich gebilligten Sätze
 nicht übersteigen (die Gemeinschaftssätze sind unter folgender Adresse im Internet zu finden: http://www.ec.europa.eu/culture/eac/index_fr.html

- Kosten für den Erwerb von Ausrüstungsgegenständen (neu oder gebraucht), sofern die betreffenden Güter gemäß den für den Empfänger und solche Güter geltenden Steuer- und Buchführungsvorschriften abgeschrieben werden. Die Kommission berücksichtigt nur den Teil der Abschreibung, der der Laufzeit der Maßnahme/des Projekts sowie der tatsächlichen Nutzungsquote entspricht, es sei denn, die Art und/oder die Rahmenbedingungen der Nutzung rechtfertigen eine andere Kostenübernahme durch die Kommission;

- Kosten für Betriebsmittel, sofern diese identifizierbar sind und für die Maßnahme/das Projekt eingesetzt werden;

- Kosten aus Aufträgen, die der Empfänger oder seine Partner für die Zwecke der Durchführung der Maßnahme/des Projekts vergeben, soweit die Bedingungen unter Artikel II.9 der Vereinbarung eingehalten werden;

- Kosten, die sich unmittelbar aus Anforderungen im Zusammenhang mit der Durchführung der Maßnahme/des Projekts ergeben (Informationsverbreitung, spezifische Evaluierung der Maßnahme/des Projekts, Rechnungsprüfungen, Übersetzungen, Vervielfältigung usw.), gegebenenfalls einschließlich der Kosten für Finanzdienstleistungen (insbesondere Kosten für Sicherheitsleistungen).

Zuschussfähige indirekte Kosten (Verwaltungskosten)
- Indirekte Kosten sind in Höhe eines auf 7 % der zuschussfähigen direkten Kosten der Maßnahme begrenzten Pauschalbetrags zuschussfähig; es handelt sich um die allgemeinen Verwaltungskosten des Empfängers, die als projektbezogen betrachtet werden können.

Indirekte Kosten sind zuschussfähig, sofern sie keine Kosten enthalten, die unter einer anderen Rubrik des Finanzplans verbucht sind.

Die indirekten Kosten sind nicht zuschussfähig, falls der Empfänger bereits anderweitig einen Betriebskostenzuschuss von der Europäischen Kommission erhält.

9.6 Nicht zuschussfähige Kosten

Folgende Kosten sind nicht zuschussfähig:

- Ausgaben, die vor Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Kommission und der für die Organisation und Ausrichtung des Preises ausgewählten Einrichtung angefallen sind (unbeschadet der Bestimmungen von Ziffer 3)
- Kosten für eingesetztes Kapital;
- Verbindlichkeiten und damit verbundene Kosten;
- Rückstellungen für Verluste oder eventuelle spätere Verbindlichkeiten;
- Zinsaufwendungen;
- notleidende Forderungen;
- Wechselkursverluste;
- die Mehrwertsteuer, es sei denn, der Empfänger weist nach, dass sie ihm nicht erstattet wird;
- Kosten, die im Rahmen einer anderen Maßnahme oder eines Arbeitsprogramms angegeben und gefördert werden, wenn für diese Maßnahme oder dieses Arbeitsprogramm eine Finanzhilfe der Gemeinschaft bereitgestellt wird;
- unangemessene oder unnötige Ausgaben;
- Kosten der Herstellung von Materialien und Veröffentlichungen für gewerbliche Zwecke – allerdings werden Monografien, Sammlungen, Übersichten, CD, CD-ROM, CD-I und Videokassetten berücksichtigt, sofern sie einen festen Bestandteil der Projekt-, Investitions- oder Betriebskosten von kulturellen Organisationen darstellen, die nicht direkt am Projekt beteiligt sind;
- Sachleistungen (z. B. ganz oder teilweise eingebrachte Grundstücke und Immobilien, langlebige Investitionsgüter, Rohstoffe sowie unengeltliche ehrenamtliche Tätigkeiten).
9.7 Rechtspersönlichkeit
Die Kommission kann eine Finanzhilfevereinbarung nur vorschlagen, wenn Unterlagen vorgelegt und akzeptiert werden, die es zulassen, die Rechtspersönlichkeit des Empfängers zu bestimmen (öffentliche Verwaltung, Privatunternehmen, Vereinigung ohne Erwerbszweck usw.).
Der Empfänger muss folgende Unterlagen vorlegen:


Privatunternehmen, Vereinigungen usw.:

· ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Finanzangaben“;
· Auszug aus dem Handelsregister bzw. amtliche Eintragung sowie Kopie des Dokuments, aus dem hervorgeht, ob der Antragsteller mehrwertsteuerpflichtig ist (in manchen Ländern ist die Handelsregisternummer mit der USt-Id.-Nr. identisch; in diesen Fällen ist nur eines dieser Dokumente erforderlich).

Öffentlich-rechtliche Einrichtung:

· ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Finanzangaben“;
· offizielle Entscheidung oder ein anderes amtliches Dokument zur Gründung der Einrichtung.

10. UNTERVERGABE UND AUFTRAGSVERGABE

Erfordert die Durchführung der Maßnahme/des Projekts die Vergabe von Unteraufträgen, so erteilen der Empfänger und gegebenenfalls seine Partner unter Beachtung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung der potenziellen Auftragnehmer dem wirtschaftlich günstigsten Angebot, d. h. dem Angebot mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis, den Zuschlag; dabei tragen sie dafür Sorge, dass es nicht zu einem Interessenkonflikt kommt.
11. VERÖFFENTLICHUNG UND VERBREITUNG/NUTZUNG DER ERGEBNISSE

11.1 Kommission – Verpflichtung zur Veröffentlichung und Verbreitung/Nutzung der Ergebnisse

Alle innerhalb eines Rechnungsjahrs gewährten Finanzhilfen müssen im ersten Halbjahr des auf den Abschluss des Haushaltsjahrs, in dem sie gewährt worden sind, folgenden Jahres auf der Website der Gemeinschaftsinstitutionen veröffentlicht werden. Die entsprechenden Informationen können ferner auf jede andere geeignete Art und Weise veröffentlicht werden, so auch im Amtsblatt der Europäischen Union. 

Mit Zustimmung des Finanzhilfeempfängers (und soweit dies nicht die Sicherheit des Finanzhilfeempfängers gefährdet oder seine Geschäftsinteressen beeinträchtigt) werden folgende Informationen veröffentlicht: 
- Name und Anschrift des Finanzhilfeempfängers

- Gegenstand der Finanzhilfe

- Zuschussbetrag und Finanzierungsrate

- Inhalt der Aktion

- Abschlussbericht einschließlich Erfolgsbilanz.

- unterstützende Materialien aller Art, wie zum Beispiel Photographien, Berichte, Pressemitteilung, Internet-Sites, Bewertungsberichte der Besucher/des Publikums, Audio, Filme etc., die die Errungenschaften des Projekts erläutern. 

11.2 Empfänger – Verpflichtung zur Veröffentlichung und Verbreitung/Nutzung der Ergebnisse
Die Empfänger sind gehalten, in jeder Veröffentlichung oder anlässlich von Maßnahmen, für die die Finanzhilfe verwendet wird, den Beitrag der Europäischen Union deutlich zu nennen.
Ferner sind die Empfänger gehalten, in allen Veröffentlichungen, Aushängen, Programmen und anderen Produkten im Rahmen des kofinanzierten Projekts den Namen und das Logo der Europäischen Kommission deutlich sichtbar aufzuführen. Hierzu verwenden sie die von der Kommission vorgegebene grafische Gestaltung und das Logo.

Die Empfänger müssen auf die bei der Durchführung der mit EU-Unterstützung realisierten Ergebnisse deutlich hinweisen, unter Verwendung der wirksamsten Art von Kommunikationsmitteln (Photographien, Pressemitteilungen, Audio, Filme, Internet-Sites).
Nachweise für diese Hinweise müssen im Abschlussbericht enthalten sein und die Kommission muss weiterhin über die positiven Ergebnisse der Projekten informiert werden.
Zu beachten ist, dass die Finanzhilfe gekürzt werden kann, wenn:
- die genannten Anforderungen nicht im vollen Umfang erfüllt werden und/oder
- die Verbreitung/Veröffentlichung der Maßnahme gemäß Abschlussbericht nicht wie im Antrag beschrieben erfolgt.

12. ANTRAGSVERFAHREN

12.1
Veröffentlichung

Die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird im Amtsblatt der Europäischen Union und auf der Website der Generaldirektion Bildung und Kultur unter nachstehender Adresse veröffentlicht: 
http://www.ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
12.2
Antragsformular

Der Finanzhilfeantrag ist auf dem hierfür vorgesehenen Formular in einer der Amtssprachen der Europäischen Union zu stellen. Zur Beschleunigung des Bewertungsverfahrens wird den Bewerbern jedoch empfohlen, den Antrag in deutscher, englischer oder französischer Sprache einzureichen.
Dabei ist zu beachten, dass handschriftliche Anträge nicht berücksichtigt werden.

Das Antragsformular ist im Internet abrufbar unter: 

http://www.ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
Es kann auch auf dem Postweg bei folgender Anschrift angefordert werden:


Europäische Kommission – Generaldirektion Bildung und Kultur


Direktion Kultur und Kommunikation


Referat C1 – Kultur


MADO – 17/58

B-1049 Brüssel
Belgien

Pro Anforderung wird jeweils ein Exemplar zugeschickt.

12.3
Einreichung des Finanzhilfeantrags

Der Antrag ist der Kommission bis spätestens 12. Oktober 2007 zu übermitteln. 
Es werden nur Anträge berücksichtigt, die auf dem hierfür vorgesehenen vollständig ausgefüllten und datierten Formular gestellt werden und die einen ausgeglichenen Finanzplan (Einnahmen/Ausgaben) aufweisen. Der Antrag ist in zwei Originalfassungen mit der Unterschrift des bevollmächtigten Vertreters der Antrag stellenden Einrichtung einzureichen.

Sämtliche zusätzlichen Informationen, die der Antragsteller als notwendig erachtet, können auf getrennten Blättern vorgelegt werden.

Anträge, die nicht alle notwendigen Unterlagen in den geforderten Sprachen enthalten und nicht fristgemäß eingehen, werden nicht berücksichtigt.

Der Antrag ist wie folgt einzusenden:
· entweder per Einschreibebrief an folgende Anschrift (es gilt das Absendedatum, das Datum des Poststempels oder das Datum der Quittung des Postamts):
Europäische Kommission – Generaldirektion Bildung und Kultur


Direktion Kultur und Kommunikation


Referat Kultur – (CALL EAC 17/07 EU-PRIZE – LITTERATURE)

MADO – 17/58

B-1049 Brüssel

Belgien

· oder durch Abgabe der Unterlagen gegen datierte und unterzeichnete Empfangsbestätigung bei der nachstehenden Adresse (Öffnungszeiten Mo.-Fr. 8:30-17:00 Uhr) durch den Antragsteller selbst oder einen bevollmächtigten Vertreter:
Europäische Kommission

Rue du Bourget 1

B-1140 Brüssel
Belgien
Auf dem Umschlag sind ausdrücklich die Adresse des Referats „Kultur“ (MADO - 17/58) sowie die Referenz der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen (CALL EAC 17/07 EU-PRIZE – LITTERATURE)deutlich anzugeben.

Bei Sendungen, die per Kurierdienst eingesandt werden, ist folgendes Datum maßgeblich:

a)
das Datum der Abgabe durch den Antragsteller bei dem Kurierdienst, belegt durch die datierte und unterzeichnete Empfangsbestätigung des Kurierdienstes,

b)
oder, falls auf dem entsprechenden Formular kein Datum angegeben ist, das Datum der Einlieferung bei der Kommission gemäß dem von der Kommission ausgestellten Beleg. 

Per Telefax oder E-Mail eingereichte Anträge werden nicht angenommen.

Nachträgliche Änderungen der Antragsunterlagen sind nicht zulässig. Sind jedoch einzelne Punkt zu klären, kann die Kommission sich an den Antragsteller wenden.

Den Antragstellern geht innerhalb von 15 Arbeitstagen eine Empfangsbestätigung zu.

Für eine Finanzhilfe werden nur Anträge in Betracht gezogen, die die Kriterien für die Zuschussfähigkeit erfüllen. Antragsteller, deren Antrag als nicht annehmbar eingestuft wurde, werden über die Gründe für die Ablehnung informiert.

Antragsteller, deren Antrag abgelehnt wurde, werden darüber schriftlich in Kenntnis gesetzt.

Die ausgewählten Anträge werden einer finanziellen Analyse unterzogen, in deren Verlauf die Kommission bei den Projektverantwortlichen ergänzende Informationen sowie gegebenenfalls weitere Sicherheiten verlangen kann.

12.4
Relevante Rechtsvorschriften
· Verordnung (EG; Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften

· Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zu der oben genannten Verordnung des Rates

· Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1261/2005 der Kommission vom 20. Juli 2005 zur Änderung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften

· Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1248/2006 der Kommission vom 7. August 2006 zur Änderung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002
· Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 des Rates vom 13. Dezember 2006 zur Änderung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
· Verordnung Nr. 478/2007 der Kommission vom 23. April 2007 zur Änderung der Verordnung Nr. 2342/2002 der Kommission (Durchführungsbestimmungen zur Verordnung des Rates)

· Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über das Programm „Kultur“ (2007-2013).
12.5
Kontaktpersonen

Die für diese Aufforderung zuständige Stelle innerhalb der Europäischen Kommission ist das Referat „Kultur“ (Generaldirektion Bildung und Kultur).

Kontaktpersonen: James-Joseph Cassidy – 32 2 29 97955 – James-Joseph.cassidy@ec.europa.eu oder Antonio Farrauto – 32 2 29 87736 – antonio.farrauto@ec.europa.eu.
Anhänge:
- Antragsformular


- Leitfaden für Antragsteller

- Mustervertrag
� Beschluss Nr. 1855/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12.12.2006 (ABl. L 372 vom 27.12.2006).


� Vgl. Aufforderung EACEA Nr. 10/2006 (2006/C270/07), ABl. C 270 vom 7.11.2006.


� Artikel 167 Absatz 2 DV.


� Artikel 112 HO.


� Artikel 113, 167, 172 DV.


� Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemischten Ausschusses des EWR über die Teilnahme jedes dieser Länder am neuen Programm Kultur für 2007.


� Vorbehaltlich des Abschlusses eines Abkommens über die Teilnahme jedes dieser Länder am neuen Programm Kultur für 2007.


� Idem.


� Artikel 114 HO, Artikel 174 DV.


� Artikel 115 Absatz 1 HO, Artikel 176 DV.


� Artikel 173 Absatz 2 DV.


� Artikel 176 Absatz 2 DV.


� Artikel 176 Absatz 4 DV.


� Artikel 173 Absatz 3 DV.


� Artikel 173 Absatz 5 DV. 


� Artikel 109 Absatz 2 HO, Artikel 165 DV.


� Artikel 111 HO, Artikel 170 und 173 DV.





� Artikel 181 Absatz 2 DV.


� Artikel 120 HO, Artikel 184 DV.


� Artikel 110 HO, Artikel 169 DV.


� Art. 110 HO, Art. 166 und 167 DV.
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